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Sehr geehrte Fra
sehr geehrte Fra
sehr geehrte Mitglieder* des Ausschusses für Migration/ Justiz und Verbraucherschutz,

vielen Dank für Ihre Anfrage. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur Drucksache 7/2286 Stellung zu

nehmen und bedanken uns für das entgegengebrachte Vertrauen. Als soziatwlssenschaftiiches

Forschungsinstitut haben wir dabei den aktuellen Forschungsstand zu den aufgeworfenen Fragen

berücksichtigt und die gesellschaftspoiitischen Implikationen des Gesetzentwurfes vor diesem
Hintergrund diskutiert. Bevor wir auf einige der von Ihnen gestellten Fragen eingehen, nehmen wir
noch zur Argumentation und internen Kohärenz der Drucksache Stellung. Für Rückfragen stehen wir

Ihnen seibstverstäitdlich gerne zur Verfügung. '

Mit freundiichen Grüßen

Wissenschaftliche Geschäftsführerin
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Bewertung der Drucksache 7/2286

Als Problem und Regelungsbedürfnis formuliert Drucksache 7/2286 die Verteilung einer kleinen
Minderheit Geflüchteter/ die steh //fortgesetzt gegen Regeln und Gesetze stellen und damit die
übergroße Mehrheit von wirklich Hiife und Schutz suchenden Menschen in Misskredit bringen".

Zur Lösung der umrlssenen Problemlage schlägt Drucksache 7/2286 vor, die Höchstverweitdauer In
Erstaufnahmeeinrlchtungen von 12 auf 18 Monate hochzusetzen. Diese Änderung soll nur Personen

betreffen, deren Identität nicht eindeutig nachgewiesen ist und die nicht von mtnderjahrigen Kindern
begleitet werden,

Zur weiteren Begründung der vorgeschlagenen Änderung führt Drucksache 7/2286 an; dass für

Personen ohne eindeutig nachgewiesene Identität ein Anreiz gesetzt wird, „an der

identitätsfeststellung mitzuwirken".

Dazu stellen wir fest;
Die als Problem definierten Klagen der Kommunen werden im Antrag nicht dokumentiert.

Damit ist unklar/ wie sehr diese Klagen gegenüber der Lage rund um die

Erstaufnahmeeinrichtung in Suhi berücksichtigt werden müssen,
Die Verbindung zwischen der kleinen Minderheit Geflüchteter, die sich in den Kommunen
vermeintlich Regeln und Gesetzen widersetzen, mit Sdnderlosen, volljährigen Geflüchteten
ohne nachgewiesene Identität bleibt unklar. Ob und wie sich die vorgeschlagenen

Gesetzesänderungen auf die erstgenannte Gruppe beziehen wird nicht ausgeführt. Es bleibt
somit offen, inwiefern die vorgeschlagenen Änderungen das von der Drucksache benannte

Problem und Regelungsbedürfnis angehen bzw. lösen.
Die vorgeschlagene Erhöhung der Verweildauer in ErstaufnahmeeSnrichtungen soll nicht für
Kinder unter 14 Jahren gelten. Dies wird mit dem „besonderen Schutzbedürfnis" dieser Gruppe
begründet. Ole Erhöhung derVerweildauerin Erstaufnahmeeinrichtungen soll außerdem nicht
für Personen gelten, deren Identität eindeutig nachgewiesen ist. Laut Drucksache 7/2286 soll

dadurch die „Motivation zur Mitwirkung" am Identitatsnachweis erhöht werden. Aus beiden
Argumenten lässt sich im Umkehrschluss folgern/ dass der Argumentation von Drucksache

7/2286 die Annahme zugrunde liegt/ wonach eine längere Aufenthaitsdauer in einer
Erstaufnahmeeinrichtung ein DrucktTttttel bzw. eine Strafe ist. Weiter spielt es für die

Argumentation der Drucksache 7/2286 keine Rolle, ob das Fehien des tdentitätsnachwelses
selbst verschuldet Ist oder ob ein aktives Mitwirken an der Identitätsfeststellung das Verfahren
beschleunigt. Insofern schlägt Drucksache 7/2286 eine Kotlektivstrafe für alle Geffüchteten
ohne Identitätsnachwels vor.

Die vorliegende Drucksache ist unserer Einschätzung nach in steh nicht schlüssig. Anstatt das
beschriebene Problem bzw. Regelungsbedürfnis anzugehen, zielt Drucksache 7/2286 auf die pauschale
Sanktionierung einer dritten Gruppe.

DeZSM-lnstlUit www.dezim-lnstitut.de Deutsches 

Mauerstraße 70T10117 Berlin Awtsgaricht Berl

 Wissenschaftliche Geschäftsführerin US

cie tBAN 



Institut

Stellungnahme zu den gestellten Fragen;

Einige Fragen beziehen sich auf juristische oder sehr lokaie Zusammenhänge und fallen daher nicht fn
den Bereich unserer Expertise. Im Folgenden beziehen wir daher nur zu ausgewählten Fragen Stellung:

Welche positiven sowie negativen Auswirkungen hat die beabsichtigte Gesetzesänderung för die
Asytsuchencfen im Hinblick auf die Dauer und den Erfolg des Asylverfahrens und/oder auf den
tntegrationsprozess?

Die Auswirkung auf die Verfahrensdauer können wir nicht beurteilen. Da an der Beschaffung von

Dokumenten allerdings Behörden aus mindestens zwei Staaten beteiligt sind/ ist es zweifelhaft, ob der
Prozess steh durch die betreffende Person nennenswert beschleunigen lasst. Sollte dies jedoch der Fall
sein, bleibt weiterhin fraglich, wie stark das Druckmittel von sechs weiteren Monaten in einer
Erstaufnahmeeinr!chtung auf eine bewusst täuschende Person ist. Dieser Effekt müsste erheblich sein/

um die negativen Konsequenzen für alle aktiv mitarbeitenden Personen auszugieichen.

Aufgrund der Forschungslage gehen wir davon aus, dass sich kurze Verfahren positiv auf den

tntegrationsprozess auswirken (Brenzet und Kosyakova 2019; Hginmueller et ai. 2016). Längere
Aufenthalte in Erstaufnahmeeindchtungen hingegen wirken sich negativ auf dte psychische
Gesundheit von Gefi ächteten aus und verschiechtern daher die Integrationsprögnose. Weiter zeigt die
Forschung/ dass die restriktiven Lebensumstände und geringen Betreuungsmögllchkeiten gerade In
größeren Sammefunterkünften, im Vergleich zur dezentralen Unterbringung, in Verbindung mit

schlechten Bleibeperspektiven nicht nur eine Zunahme von Gewalt zur Folge haben, sondern damit
stark erhöhte,Gefahren für die anderen Bewohnerinnen in den Erstaufnahmeeinrichtungen einher

gehen - insbesondere für Kinder/ Familien und Traumatisierte (Oghatai 2021).

Wie bewerten Sie die Verknüpfung der Aufnahmepflicht der Kommunen mit dem Vorhandensein von
gültigen Personaidokumenten zur SdentitätsfeststeHung bei Asyisuchencien?

Es gibt viele Gründe dafür/ warum Geflüchtete ohne Personaldokumente Deutschland erreichen. Ein
schwach bis gar nicht ausgeprägtes Meidewesen im Herkunftsiand oder das bewusste Einziehen der
Personaldokumente von Dissidenten und politischen Gegner*innen können dazu führen, dass die

Flucht ganz ohne Dokumente angetreten wird. In anderen Fällen können die Dokumente auf der Flucht
verloren gehen oder von Fluchtheifer*innen eingezogen bzw. ersetzt werden, insofern kann nicht

unterstellt werden, dass alle oder e!n großer Teil der Asytbewerber*innen ohne Personaldokumente

bewusst täuschen. Stattdessen muss angenommen werden, dass fehlende Personaldokumente in

vielen Fallen auch eine Folge von individueller Verfolgung oder riskanten Fluchtwegen sind. Es läss.t
sich daher kein systematischer Zusammenhang zwischen dem Vorhandensein von

Personaldokumenten und individuellem Verhalten erwarten. Die Aufnahmepfiicht.der Kommunen
sollte daher nicht vom Vorhandensein von gültigen Personaldokumenten abhängen.
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Welche positiven sowie negativen Auswirkungen hat die beabsichtigte Gese tzesän derun g auf die
aufnehmenden Kommunen?

Wie bereits geschildert, verschleppt ein längerer Aufenthalt in einer Erstaufnahmeeinrichtung den
lntegrat!onsprozess und erhöht zudem die Gefahr von psychischen Erkrankungen (Sagbakken et ai.
2020). Die von Drucksache 7/2286 vorgeschlagenen Änderungen würden aSso die Zahl der
Geflüchteten mit verschlechterter integrationsprognose und psychischen Erkrankungen erhöhen.
Trotzdem müssten viele dieser Geflüchteten nach Ablauf der 18 Monate von den Kommunen

aufgenommen werden. Anstatt die in Drucksache 7/2286 geschilderten Probleme zu lösen, würde die
vorgeschlagene Änderung die Belastungen der Kommunen dadurch eventuell sogar erhöhen.

Welche Alternativen sehen Sie zur Erhöhung der Höchstverweildauer in der Erstaufnahmeeinrichtung,
um zu einer für die Kommunen gerechteren und hancfhabbareren Verteilung zu gelangen?

In Deutschland und auch anderen Ländern werden in den letzten Jahren Matching-Verfahren diskutiert

und teilweise bereits erprobt (Bansak et ai. 2018; Gluns 2021; Jones und Teytelboym 2017). Solche
Verfahren ermöglichen Kommunen und Geflüchteten mehr Mitspräche bei der Verteilung und
erhöhen so die Verfahrensgerechtigkeit auf beiden Seiten, Wir sehen solche Verfahren ats geeigneter
an als pauschale Sanktionierungen.
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